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Keueſte Tagesnachrichten

Ueber das belgiſche Beſetzungsgebiet iſt
drei Wochen der Belagerungszuſtand verhängt

orden.

x Litwinow hat als Vertreter der Sowjetregie-
mag ein Abkommen mit den franzöſiſchen und

elgiſchen Vertretern unterzeichnet, nach dem der
ustauſch der Kriegsgefangenen innerhalb

tei Monaten vollzogen ſein ſoll.

x In Jrland haben ſich geheime Brand und
achekomitees gebildet. Ueber die Grafſchaft Klark
hurde der verſchäfte Ausnahmezuſtand ver-
ängt.

Die Entente hat Einſpruch gegen die
zildung von Arbeiterwehren in Deutſchland er-
oben.

Der Ausſchuß für Auswärtige Angelegenheiten in
er franzöſiſchen Kammer nahm eine Entſchließung
in in der die völlige Entwaffnung Deutſch
ands gefordert wird.

Deutſchlands völlige Entwaffnung
Paris, 21. April.

Der Ausſchuß für Auswärtige Angelegenheiten nahm
inſtimmig folgenden Antrag Maurice Raynauds an:
Die Kammer beſchließt im Jntereſſe der Erlangung
nes allgemeinen Friedens und der Wiederherſtellung nor
aler Beziehungen zwiſchen allen Völkern die völlige
äntwaffnung Deutſchlands und fordert die Re
ſierung in aller Form auf, zu verlangen, daß die durch den
derſailler Vertrag feſtgeſetzten Entwaffnungsbedingungen
gtſächlich genau durchgeführt werden. Der Ausſchuß beauf-

agt ſeinen Vorſitzenden Louis Barthou, der Regierung
dieſen Beſchluß zu übermitteln.

mMilderung des Verſailler Vertrages?
San Remo, 21. April.

Von gut unterrichteter diplomatiſcher Seite wird dem
ßorreſpondenten des „8 Uhr-Abendblattes“ verſichert, daß
Fngland und Jtalien beabſichtigen, eine
NRilderung der Verſailler Friedensbe-
ſtimmungen durchzuſetzen. Nach wie vor ſetzte jedoch
Frankreich dieſer ſchärfſten Widerſtand entgegen, und zwar
mit der Begründung, daß eine milde Auslegung des Frie
densvertrages mit deſſen Reviſion ohne weiteres
gleichbedeutend ſein würde. Die finanziellen Be-
ſümmungen des Friedensvertrages mit der Türkei ſind
heute vom Oberſten Rat endgültig gebilligt worden.

Neuorganiſation des Wehrminiſteriums
Berlin, 21. April.

Der Reichswehrminiſter iſt zurzeit mit den
Plänen für eine völlige Neuorganiſation ſeines
hiniſterium s beſchäftigt. Bei der Neugliederung, die
in Gange iſt, wird u. g. auch die Stellung des Generals
b. Seeckt endgültig geregelt werden. General v. Seeckt
it als Chef der Heeresleitung dem Reichswehrminiſterium
zurzeit gewiſſermaßen als Reſſortchef für Heeresangelegen-
heiten unter dem Reichswehrminiſter zugeteilt. gleichg ſtellt
mit dem Chef der Admiralität. Er iſt nicht Oberbefchls-
haber des Reichswehrgruppenkommandos I Berlin, deſſen
Geſchäfte vielmehr der früher in Stuttgart kommandierende
General v. Bergmann beſorgt. Namentlich iſt General von
Seeckt nicht Oberbefehlshaber in den Marken, da mit der
Neuregelung des Ausnahmerechts ein militäriſcher Ober
befehlshaber in den Marken überhaupt nicht mehr exiſtiert.

Der Verkehr mit Danzig
Berlin, 21. April.

Wie die „B. Z.“ aus Danzig meldet, iſt zwiſchen der
holniſchen Regierung und Sir Reginald Tower
in Abkommen über Eiſenbahn-, Telephon-,
Telegraphen- und Poſtfragen abgeſchloſſen wor-
den, das u. a. folgende Beſtimmungen enthält: Die Ver
valtung der Eiſenbahnen geht ausſchließlich in die
hände des Freiſtaates Danzig über. Von Danzig
ch Berlin und Königsberg verkehren durchgehende
üge, die auf polniſchem Gebiet weder halten noch der
entrolle ausgeſetzt ſind. Güterzüge werden teilweiſe auch

uchgehend nach Deutſchland zu geführt. Stückgüter wer
in geſchloſſenen, plombierten Wagen befördert. Die

Anziger Behörden erhalten direkte Telephon und Tele
gaphenleitungen nach Deutſchland. Die oberſte Kon
irol Le wird nkweilep noch von England ausgeübt.
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Die Not der deutſchen Oſtmark
Deutſchnationale Interpellation über den Durchgangsverkehr nach Oſtpreußen dur olniſchesGebiet Außenminiſter Dr. Köhler über die Polenpolitik Dos ehe ehe

Verfaſſungswiörige Kationalverſammlung
Berlin, 21. April.

Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 1 Uhr 20 Min.
Interpellation Baerecke betreffend Durchgangsverkehr ach
Oſtpreußen durch polniſches Gebiet.

Abg. Baerecke (Dtſchntl.) begründet die Jnterpellation. Polen
ſollte uns zu Dank verpflichtet ſein. Statt deſſen ha es feind
ſelig unſere Hand zurückgeſtoßen, die wir ihm zu freundnachbar-
lichen Beziehungen boten. Wir empfinden, was es heißt, Recht
ohne Macht zu haben. Der Friedensvertrag ſichert uns
den freien Durchgangsverkehr auf allen Linien. Jetzt
wird er auf die eingleiſige Nebenbahnlinie Czersk-Marien-
werder beſchränkt, Oſtpreußen ſoll vom Reiche abgeſchnürt
werden. Die unerhörten

Beläſtigungen durch die Polen
ſind in Anfragen meiner Partei, der Demokraten und der Mehr
heitsſozialiſten der Regierung zur Kenntnis gebracht worden.
Die Regierung hat Abhilfe verſprochen. Es iſt aber noch ſchlim
mer geworden. Wir Oſtpreußen wollen lieber mit Deutſchland
hungern, als mit den Polen Ueberfluß haben. Aber geſchehen
muß etwas, aber ſofort. Die Einwohnerwehren müſſen
zum Schutze gegen den Volſchewismus in Oſtpreußen erhalten
bleiben. Die Wirtſchaftslage der Provinz muß ge
hoben werden. Wir hoffen, daß der neue Reichsminiſter des
dern einen friſchen Geiſt der Jnitiative in ſein Amt bringen
wird.

Reichsminiſter des Aeußern Dr. Köſter: Der polniſche
Korridor iſt ein rein künſtliches Gebilde, das dem Aufbau
eines wirtſchaftlich geſunden Europas ins Geſicht ſchlägt. Wer
bürgt uns dagegen, daß Polen mit der Abſtempelung ſeiner Noten
nicht fertig wird und die Sperre des Korridors ins Ungemeſſene
verlängert? Wir müſſen zu einem endgültigen Abkommen kom
men, wie es uns zugeſagt iſt. Die hinhaltende Taktik der Polen
verhinderte das bisher. Wir ſind noch immer auf den Artikel 89
des Friedensvertrags angewieſen, der uns die völlige Freiheit
des Durchgangsverkehrs noch nicht ſichert. Gewiſſe Teilerfolge
hatten wir in Verhandlungen erreicht, als der Militärputſch da
zwiſchenkam. Die Polen brachen die Verhandlungen
ab, da ſie die Vollmachten unſerer Vertrèter nicht mehr an
erkannten. Wir machen nun die Korridorfrage zum Gegenſtande
von Verhandlungen in Paris. Die Polen dort ſind bereit, in
dieſen Tagen die Beſprechung darüber zu beginnen. Nach Mit
teilungen von heute morgen dürfen wir hoffen, daß ſie zu
einem gewiſſen Reſultat führen werden. Jn dieſe Verhandlungen
hinein iſt nun

die polniſche Sperrverfügung

angeblich wegen der Banknotenabſtempelung geplatzt, die auch die
deutſche Regierung ſehr peinlich berührt hat. Die Strecke Czersk--
Marienwerder ſteht während deſſen nur für einzelne deutſche
Waren in polniſchen Zügen und nur bei Tage offen. Eine der-
artige plötzliche Sperrung entſpricht mindeſtens nicht dem Sinne
des Artikels 89 des Vertrags. Wir haben ſofort Einſpruch
erhoben. Unſere Beamten ſind beſonders ſchwer davon betroffen.
Wir haben auch bei der interalliierten Kommiſſion in Paris pro-
teſtiert. Morgen fährt eine Abordnung des Auswärtigen Amtes,
des preußiſchen Miniſteriums des Jnnern und des Juſtiz-
miniſteriums nach Poſen zur Regelung der Beamten-
frage. Es iſt Ausſicht vorhanden, die Paßſchwierig-
keiten zu mildern. Zwangsmaßnahmen auf wirtſchaftlichem
Gebiet erübrigen ſich, weil wir ſchon die Ausfuhr geſperrt haben,
da Polen ſeine wirtſchaftlichen Verpflichtungen nicht erfüllt hat.
Die Abſchnürung Oſtpreußens müſſen wir durch Ver
beſſerung der Seeverbindungen verhindern. Niemand weiß, wie
die Dinge im Oſten ſich geſtalten werden. Polen muß auch mit
Rückſicht auf die vielen Deutſchen in ſeinen Grenzen wenigſtens
ein erträgliches Verhältnis zu uns innehalten. Die Regierung
wird alles tun, Oſtpreußen wirtſchaftlich und adminiſtrativ die
jenige Selbſtändigkeit zu gewähren, die es beanſpruchen kann.
Geiſtig und moraliſch wollen wir mit den Oſtpreußen in alter
und voller Gemeinſchaft leben.

Abg. Wolf (Soz.) ſchildert aus eigenem Erlebnis die Schikanen
der volniſchen Soldaten und Beamten im polniſchen Korridor.

Abg. Heidſieck (Dem.) wünſcht, daß die Unterhändler mit den
Polen etwas weniger Zaghaftigkeit zeigen möchten.
Das hänge mit dem etwas veralteten Geiſte im Auswärtigen
Amt zuſammen. Die Polen betrachten demgegenüber die Ver-
nen nicht vom ſachlichen, ſondern vom politiſchen Stand
punkte.

Abg. Dr. Fleiſcher (Ztr.): Die Polen täten gut daran, ſich
allmählich an die Beſtimmungen des Vertrags zu ge-
wöhnen, die auch für ſie bindend ſein werden, alſo nicht nur an

den Paragraphen 89, ſondern auch an den Paragraphen 98 und
bezüglich des Tranſitverkehrs an den Paragraphen 93. An
Stelle des Rechts iſt im Oſten die Willkür getreten, und das iſt
doch für das Anſehen des Oberſten Rates und des Völkerbundes
nicht eben förderlich. Die Abſchaffung der Willkür
läge auch im Jntereſſe der Polen ſelbſt. Für die Forderungen
und Bedürfniſſe Oſtpreußens muß in dem vreußiſchen Geſamt-
miniſterium eine Zentralſtelle geſchaffen werden. Der
Seeverkehr nach Oſtpreußen muß ausgeſtaltet werden und
ſubventioniert werden. Die Bemühungen Sthamers in
London, die Friedensbedingungen betreffend den Schiffsbau zu
unſeren Gunſten umzuändern, müſſen unterſtützt werden. Das iſt
auch für die Abſtimmungen wichtig. Das polniſche Parlament hat
ja ſchon beſchloſſen, eine tätige Jntervention eintreten zu laſſen,
wenn die polniſchen Kommiſſionen ſich zu ſchwach zeigten, die
polniſch Abſtimmenden zu ſchützen.

Abg. Graf zu Dohna (D. Vpt.): Dem Miniſter ſind wir dank

bar für ſeine Ankündigung, energiſche Maßnahmen hätten aber
vielleicht eine etwas ſchärfere Sprache gewünſcht gegenüber
dem brutalen Rechtsbruch der Polen

Abg. SchulzBromberg (Dtſchntl) wendet ſich beſonders gegen
eine Ausführung des Abgeordneten Wolf, der die heutigen
Schwierigkeiten mit Polen auf die preußiſche Polen-
politik und die Hakatiſten zurückgeführt hatte. Man
möge Leute zu den Verhandlungen nach Warſchau ſchicken, die
von den Dingen etwas verſtehen. Unſere Auslandspolitik müßte

in Bismarckſchem Geiſte
werden.

Reichsminiſter Dr. Köſter: Gegenüber einer Bemerkung des
Abgeordneten Heidſieck ſei geſagt, daß eine der ſechs Ab
teilungen des Auswärtigen Amtes für den Oſten beſtimmt iſt und
eine von deren Unterabteilungen für Polen. Sonder-
abmachungen mit Polen egxiſtieren nicht, die die Polen
berechtigten, uns Schikanen zu machen. Danzig bleibt deutſch.
Wenn wir hier aber Auslandspreiſe berechnen, ſo geſchieht das
aus praktiſchen Rückſichten, um Schiebungen unmöglich zu machen.

Reichskanzler Müller: Der Abgeordnete Schul z iſt noch in
dem Gedankenkreiſe von vor 40 bis 50 Jahren befangen. Die
fremden Diplomaten ſind heutzutage auch keine
Fachleute. Der Miniſter des Aeußern ſoll durch ſeine Perſön-
lichkeit und ſeine Politik Vertrauen im Auslande erwerben, und
dazu ſcheint mir doch Herr Köſter geeignet. (Beifall.)

Abg. Henke (U. S.): Herr Köſter hat geſtern ſehr natio
naliſtiſche Töne angeſchlagen. Die Politik der Polen iſt eine
Frucht der Politik der Rechten. Die heutigen Miniſter ſind
immerhin noch beſſer als die der alten Aera. Die Arbeiterſchaft
wird mit den Reſten dieſer Aera aufräumen. Dasſelbe Wolffſche
Büro, das während der Kapptage im Dienſte der Regktion ſtand,
verbreitete neulich eine Meldung, in Polen ſei ein Militär-
putſch zu befürchten. Das war natürlich Tendenz. Die Ab-
ſicht der Interpellation war, für die. Wahlen zu wirken.

Damit ſchließt die Beſprechung.
Es folgt die dritte Beratung betreffend Verlängerung von

Patenten und Gebrauchsmuſtern. Der Entwurf wird ohne Aus-
ſprache erledigt.

Zweite Beratung des Entwurfes
gleich sgeſetzes.

Abg. SchneiderFranken (Bayr. Vpt.): Wir wollen dieſen Aus
gleich annehmen, aber keinen Präzedenzfall für künftige Be
ſteuerungen ſchaffen. Sie haben keinen richtigen Ermittelungs
P n für das Vermögen. Das Papiergeld iſt ein ſolcher Maß

nicht.
Regierungsſeitig wird erklärt, daß alsbald dem Hauſe ein

Steuergeſetz zugehen ſoll, welches die Valutagewinne beſteuert,
aber nicht als Sonderbeſteuerung, die über den Rahmen der
übrigen Steuergeſetze hinausgeht.

Ohne erhebliche Ausſprache und mit unerheblichen Ab
wird der Geſetzentwurf erledigt. Ebenſo in dritter

Le ung. t
Es folgt die zweite Beratung des Entwurfes eines Beſitz

ſteuergeſetzes.
Das Geſetz wird auch in dritter Leſung angenommen.
Außerhalb der Tagesordnung kommt ſodann noch zur Be

ratung ein Antrag des Haushaltausſchuſſes betreffend Aus
zahlung der vereinbarten Teuerungszuſchläge für die
Eiſenbahnarbeiter und Verwaltungsarbeiter, die zwiſchen der
Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung und den Eiſenbahnarbeiter
organiſationen vereinbart worden ſind. Eine entſprechende Er
mächtigung ſoll für' die übrigen Zweige der Verwaltung erteilt
werden. Es handelt ſich zunächſt um einen Betrag von
214 Milliarden.

Reichsfinanzminiſter Wirth: Die finanzielle Tragweite iſt
außerordentlich groß für das Reich. Der Verkehrsminiſter und
der Schatzminiſter ſind mit mir einig, die Konſequenzen dieſes
Antrages auf uns zu nehmen. Die Reichsbeſoldungsordnung wird
zunächſt ſich darauf aufbauen müſſen. Die Verhandlungen über
einen Reichslohntarif mit den Eiſenbahnerorganiſationen
beginnen in den nächſten Tagen. Die Eiſenbahnarbeiter brauchen
eine Verſchleppung nicht zu befürchten. Die Anerkennung der Streiks
iſt mit dem demokratiſchen Gedanken nicht zu vereinbaren. Mit
dem Verwenden dieſer Zuſchläge wird allerdings die Finang-
gebahrung des Reiches auf lange hinaus auf das empfindlichſte
beeinflußt. Jch werde über unſere finanzielle Lage Anfang
nächſter Woche ſprechen.

Abg. Pachnicke (Dem.): Wir befinden uns in einer Zwangs
lage. Wir ſtimmen zu.

Reichsverkehrsminiſter Dr. Bell: Die der Ar
beiter ſind nach eingehender Prüfung ſeitens des preußiſchen
Miniſteriums der öffentlichen Arbeiten und des Reichsverkehrs-
miniſteriums für durchaus berechtigt anerkannt worden, ins
beſondere verglichen mit den Forderungen in der Privatinduſtrie
und den ſtädtiſchen Betrieben. Wir erwarten aber, daß dieſe
Streikandrohung die letzte war, und daß die Arbeiter ihre ganze
Kraft in den Dienſt des Vaterlandes ſtellen.

Abg. Deglerck (Dtſchntl.): Es war früher nicht üblich Vor
lagen von ſo großer Tragweite zu überſtürzen. Jeder Forderung
ſind jetzt gleich die Streikdrohungen beigefüct. Segen
ſolches Vorgehen proteſtieren wir. Die Beertenenfemntaee
warten ſeit länger als einem Jahre auf eine Aufdeferung e
Lage. Es wird ſo ſchwer gemacht, dieſem Antrocge guten

Reichsminiſter Wirth Die Rei SanVerantwortung für den Antrag
bg. Beuermann (D. Vpt.): Wir erkennen n

ſesen der Zuſchläge notwendig i. wir Achten t
Vorwegnahme der Forderungen der Arbether denen d Be
amten beeinträchtigt. Wir proteſticrenm denen Stand

eines Reichs aus



unh die ung der Vorlage ter im Hauſe, Wunnen daher
heute dem Antrage nicht zu ſtimmen.

Abg. Frau Zietz (U. S.): Wenn die Mittel nicht ausreichen,
muß ſozialiſiert werden.

Antrag wird angenommen.
ſentenwahlgeſetz.

Schluß 8 Uhr.
t

Jm Haushaltsausſchuß der Nationalverſammlung kam es bei
der Beſprechung der geſtrigen Rede des Finanzminiſters zu einer
ausgedehnten Erörterung bei dem Antrage, Teuerungszuſchläge
für die Eiſenbahnarbeiter und Verwaltungsarbeiter auszuzahlen.
Auf eine Anfrage erklärte der Reichsfinanzminiſter, ſo ſchwer
auch die finanzielle Belaſtung des Reiches durch die neuen Lohn
e erſcheine, ſo notwendig ſehe er die beantragte Er-
höhung aus politiſchen und ſozialen Gkünden an und nehme die
Konſequenzen auf ſich. Auch der Reichsverkehrsminiſter Dr. Bell
empfahl die Annahme der Erhöhung. Schließlich wurde ein An
trag Kotzur (Soz.) angenommen: Die Reichsregierung wird er-
mächtigt, die Teuerungszuſchläge für die Eiſenbahnarbeiter und
Verwaltungsarbeiter, die zwiſchen der preußiſchen Eiſenbahn-
verwaltung und den Eiſenbahnarbeiterorganiſationen als Tarif-
kontrahenten vereinbart wurden, auszuzahlen. Eine ent-
ſprechende Ermächtigung wird für die übrigen Zweige der Ver-
waltung erteilt.

Unterſtaatsſekretär Mosle teilte im Haushaltsausſchuß mit,
der Vorwurf, daß Erzberger der Steuerbehörde wiſſentlich falſche
Angaben gemacht habe, habe ſich nach dem Ergebnis der ein-
gehenden Unterſuchung nicht beſtätigt.

Die Reichseiſenbahn
Preußenparlament

Berlin, 5. April.
Der Entwurf zur Abänderung von Vorſchriften des Ge-

meindeabgabenrechtes geht an den Gemeindeausſchuß.
Es folgt die zweite Beratung des Geſetzentwurfes über den

Staatsvertrag zwiſchen Preußen und dem Reiche
über die Uebertragung der preußiſchen Staats
riſenbahnen auf das Reich.

Berichterſtatter Riedel-Charlottenburg (Dem.): Es handelt
ſich hier um die wichtigſte Vorlage, die der Landesverſammlung
bisher zuging. Die Behauptung, daß Preußen damit einen
Beutezug auf die Taſchen des Reiches mache, widerſpricht den
Tatſachen. Es muß berückſichtigt werden, daß in dem Kauf
preis von 3044 Milliarden zugleich der Erſatz aller Auf
wendungen ſteckt, die Preußen während des Krieges mit den
Militärtransporten für das Reich gehabt hat. Der Ausſchuß
empfiehlt die unveränderte Annahme des Vertrages.Die Beratung beginnt mit der Wegrnndung einer
förmlichen Anfrage der Demokraten durch den Abg. Riedel-
Charlottenburg, ob die bei der Neuordnung der Eiſenbahnwerk-
ſtätten zugrunde gelegten privat wirtſchaftlichen Grundſätze auch
auf weitere Zweige der Bahnverwaltung und andere Staats-
betriebe zur Steigerung ihrer Produktivität und Wirtſchaftlich-
keit Anwendung finden ſollen, und ob die langwierigen Ver-
handlungen zwiſchen dem Reiche und den Einzelſtaaten bei der
Ueberführung der Bahnen in den Reichsbetrieb nicht die tech-
niſche und wirtſchaftliche Neuordnung unſeres Verkehrsweſens
zu hemmen drohen. Jede Hinauszögerung der Ver
reichlichung der Bahnen würde zugleich ein Hinaus-
ſchieben der großen Reorganiſationsarbeiten mit ſich bringen.

Abg. Hirtsriefer (Ztr.) beantragt, den Landeseiſenbahnrat
zu einem Wirtſchaftsrat auszugeſtalten und auch eine
entſprechende Ausgeſtaltung der Bezirkseiſenbahnräte für die
einzelnen Wirtſchaftsgebiete des Staates herbeizuführen. Für
das Ruhrgebiet muß der billige Vorortverkehr nach Berliner
Muſter eingeführt werden.

Abg. Neumann- Magdeburg (Sogz Obwohl wir in den
Finzelheiten des Vertrages manches anders gewünſcht hätten,
begrüßen wir ihn doch mit großer Freude.

Abg. Schmedding (Ztr.): Der Preis von 3034 Milliarden
ift durchaus angemeſſen. Die Bedenken gegen Einzelheiten
müſſen zurücktreten hinter dem großen Ziel der Vorlage

Abg. Seelmann (Dn.): Die Mehrheit meiner Freunde hat
ſich trotz aller Bedenken zur Annahme der Vorlage ent
ſchloſſen. Wir beantragen aber, die Regierung möge dahin
wirken, daß die ſtändige Tarifkommiſſion zu einem beſchließen-
den Reichsorgan ausgeſtaltet werde, in dem Preußens
Einfluß durch eine entſprechende Stimmenzahl geſichert wird.
Parlament, Landeseiſenbahnamt und Wirtſchaftsverbände ſollen je ein Drittel der Stimmen haben,
ebenſo iſt der Landeseiſenbahnrat zu gliedern, nachdem er durch
Mitglieder der Landesverſammlung entſprechend ergänzt iſt.

ie Kleinbahnbeamten dürfen bei der Verreichlichung
Staatsbahnen nicht geſchädigt werden.
Abg. Garmiſch (D, Vpt.): Es iſt bedauerlich, daß das Parla

ment nicht bei den Vertragsverhandlungen befrags wurde.
Ebenſo hätten die Wirtſchaftsverbände befragt werden müſſen.
Für ſehr unglücklich halten wir es, daß das Eiſenbahnweſen

Nachdruck verboten.)

Bis in das Elend.
Ein Kampf um das Deutſchtum.

19) Von Max Treu- Halle.
Durch die hohe Geſtalt des Pfarrers ging ein Ruck.
„Jawohl,“ rief er lebhaft, „ſo iſt es! Der Appetit

kommt beim Eſſen, und für uns wird es darauf ankommen,
den Herren, die nach uns gelüſtet, die Schlüſſel fortzu-
nehmen, wonach ſie ihre Hände ausſtrecken. Nein, nein,
dreimal nein! Wir wollen die deutſche Kultur, die wir in
dieſem Erdenwinkel geſchaffen und zu hoher Blüte gebracht
haben, nicht ſang- und klanglos von fremder Völkerwelle
überfluten laſſen mögen ſie kommen, wir ſind gerüſtet!“

Und ein blitzender Blick flog zum Ortsvorſteher und zu
mir herüber.

Wieder entſtand ein Schweigen. Jeder tat einen
Schluck aus ſeinem Glaſe, und der Pfarrer füllte die leeren
aufs neue. Dann zündete er die ausggegangene Pfeife
wieder an und ſagte:

„Jſt der Lauf der Bahn nun endgültig feſtgeſtellt?“
Vokol räuſperte ſich ein wenig, als er entgegnete:
„Darüber wollte ich noch ein kurzes Wort mit Jhnen

reden, Herr Pfarrer und Herr Ortsvorſteher! Jch glaube
nämlich, daß die Notwendigkeit eintreten wird, die Trace
der Bahn über den Dorffriedhof zu führen.“

„Ueber den Friedhof?“
„Ueber unſeren Friedhof?“
Wie aus einem Munde hatten es der Pfarrer und der

Ortsvorſteher gerufen, und mich ſelbſt durchzuckte das Wort,
als habe mich ein Blitzſchlag getroffen.

Vokol ſuchte die Erregten zu beruhigen.
„Jch bin noch nicht ganz fertig mit den Unter

ſuchungen.
Aber ſchon warf der Pfarrer lebhaft ein.

che uchungen, Herr Vokol? Wie kann unſer
Friedbof überhaupt dabei ins Spiel kommen?“

Morgen 1 Uhr: Reichswahlgeſetz und Reichspräſi-

Stätte, in deren Frieden die Toten ungeſtört durch den

o

mir bem Schuldendienſt des Reiches verquickt wird. Wir vean
tragen, die Beſchlußfaſſung über den Vertrag auszu
etzen, bis es im Wege der Verhandlungen gelungen iſt, dem
aragraphen die Faſſung zu geben, daß die Eiſenbahnen einen

unveräußerlichen, unverpfändbaren Beſitz des Reiches darſtellen.
Sollten Sie den Antrag ablehnen, ſo werden wir dem Entwurf
gleichwohl, wenn auch ſchweren Herzens, zuſtimmen.

Miniſter Oeſer: Die Reorganiſation der Eiſen
bahnwerkſtätten wird durch die Verreichlichung nicht
aufgehalten werden. Das Aufſichtsperſonal muß vermehrt
werden. Wirtſchaftliche Geſichtspunkte werden weitgehende Be
rückſichtigung finden. Die Richtlinien der künftigen Geſamt-
organiſgtionen konnten nicht in dem Vertrage feſtgelegt werden.
Das muß man ruhigen Zeiten überlaſſen. Nach politiſchen Ge-
ſichtspunkten wird die Organiſation nicht erfolgen, ſondern nach
wirtſchaftlichen und betrieblichen. Die Eiſenbahnbeiräte werden
auch in der Zukunft von hoher Bedeutung ſein.

Die Autonomie im Eiſenbahnweſen
wird davon abhängen, inwieweit der Reichstag beveit ſein wird,
auf ſein Etatsrecht bezüglich der Eiſenbahnen zu verzichten.
Aus dem Fehlen entſprechender Vertragsbeſtimmungen braucht
man auf eine Aufgabe des Gedankens der Eiſenbahnautonomie
alſo nicht zu ſchließen. Nach der jetzigen Faſſung des Para-
graphen 8 bedarf das Reich zur Veräußerung und Verpfändung
der Bahnen der Zuſtimmung der Landesregierun-
gen. Hierüber braucht man nicht hinauszugehen. Es wäre
ſehr bedenklich, deswegen die Annahme des Vertrages zu ver
zögern. Von einem Raubzug Preußens gegen das Reich
kann keine Rede ſein. Nicht um ein Geſchäft zu machen, ſondern
aus reinen vaterländiſchen und großen politiſchen Geſichtspunk-
ten habe Preußen ſeine Bahnen hergegeben, Viel bedrohlicher
als der Kaufpreis ſind die künftigen Ausgaben für Perſonal
und Material. Ein Vorwurf wegen mangelnder Heranziehung
des Parlaments kann der Regierung nicht gemacht werden. Sie
hat dem parlamentariſchen Ausſchuß alles einſchlägige Material
zur Kenntnis gebracht.

Abg. Riedel-Charlottenburg (Dem.): Auch wir halten es für
richtig, daß die Verveichlichung und Organiſierung
der Eiſe nbahnen nicht gleichzeitig erfolgt.

Abg. Paul Hoffmann (U. S.): Den Zentrumsantrag be
treffend den Landeseiſenbahnrat beantragen wir dahin zu er
gänzen, daß die Arbeiter und Beamten mindeſtens zu einem
Drittel auf Vorſchlag der Gewerkſchaften in dieſem Rat ver
treten ſein müſſen. Jm Perſonenverkehr müßte eine einheit
liche Wagenklaſſe eingeführt werden.

Der Vertrag wird unverändert in zweiter und dritter
Leſung angenommen. Ebenſo im Ganzen gegen die Stimmen
vereinzelter Deutſchnationaler.

Einſtimmig wird die Freifahrt für die Abgeord
neten im ganzen Reiche verlangt.

Der Zentrumsantrag betreffend den Landeseiſenbahnrat
und die Bezirkseiſenbahnräte wird unverändert angenommen.

Nächſte Sitzung Donnerstag 12 Uhr: kleine Anfragen,
Denkſchriften, Rechnungsſachen.

Schluß 5 Uhr.

Für Abbau der Zwangswirtſchaft
Deutſcher Landwirtſchaftsrat.

In der Vollverſammlung des Deutſchen Landwir tsratsſprach am Dienstag Nachmittag nach Erledigung r
lichen Teils als erſter Referent Oekonomierat Roß d eutſcher
(Schweidnitz) über den Wirtſchaftsplan 1920/21. Die deutſche
Landwirtſchaft habe ſeit jeder, auch unter der kaiſerlichen Regie
rung, davauf gedrungen, daß in erſter Linie die Erzeu
gung gefördert werden müſſe, und dann erſt an Erfaſſung
und Nationierung gegangen werden könne. Er ſchlage zugleich
im Namen ſeines Korreferenten, Landesökonomierats Stei-
nin ger (Oberbayern), der Verſammlung eine Entſchließung
vor, in der der Deutſche Landwirtſchaftsrat die ſofortige
Durchführung eines großzügigen Agrarprogramms und Abbau
der Zwangswirtſchaft ſpäteſtens im Erntejahr 1920,21, Steige
rung der Erzeugung künſtlichen Düngers, Einführung von Futter-
mitteln aus dem Auslande, wie endlich Heranziehung von Sach-
Poherd wen bei der Aufſtellung des Wirtſchaftsprogramms
ordert.

Jm Verlaufe der ausgedehnten Diskuſſion machte der Abge
ordnete Dr. Nöſicke (Deutſchnat.) beachtenswerte Zuſatzvor
ſchläge zu dieſem Antrag. Ebenſo führte der frühere Unterſtaats
ſekretär im Reichsernährungsamt, Ritter Edler v. Vraun,
bemerkenswerte Tatſachen über praktiſche Maßnahmen an, die der
Reichsausſchuß der deutſchen Landwirtſchaft als Uebergang aus
der gebundenen in die freie Wirtſchaft getroffen hat. Er iſt mit
dem Deutſchen Städtetage in Verhandlungen über die Sicher
ſtellung der Kartoffel verſorgung eingetreten. Es
iſt ein Lieferungsſhſtem in Ausſicht genommen, das ſich auf einer
Umlage aufbaut, die es ermöglicht, daß der Bevölkerung aller
Städte über 10 000 Einwohner eine Menge von 6 bis 7
Pfund Kartoffeln zugeführt wird. Auf dieſe Weiſe ſollen die
deutſchen Landwirte zur Lieferung von mindeſtens 90 Millionen
Zentner Kartoffeln ſich verpflichten. Für die nach Abſchluß der

Ruhig entgegnete der Gefragte:
„Darf ich Sie bitten, mich einen Augenblick anzu

hören? Jrhr Friedhof liegt an der Berglehne; an dieſer
entlang müſſen wir die Bahn unbedingt führen, da wir ſie
im Tale, das außerdem vom Dorfe, deſſen Häuſern und an
grenzenden Grundſtücken faſt ganz ausgefüllt wird, wegen
der bedrohlichen Nähe des Bergbaches nicht führen können,
dem, wie Sie ja ſelbſt wiſſen, im Frühjahr nicht zu trauen
iſt, und dadurch Ueberſchwemmungen und Unterſpülungen
eine beſtändige Gefahr für die Bahnlinie bilden würde.
Jnfolgedeſſen muß die Bahn ſo hoch gelegt werden, daß ihr
der Bach nicht ſchaden kann, und da

„Muß ſie durchaus über unſeren Friedhof gehen!“ fiel
Pfarrer Mathias ſcharf ein. „Und unſere Toten? Die
Gebeine unſerer Eltern und Ureltern?“

„Man wird ſie ausgraben und an eine andere Stelle
zur Beſtattung überführen müſſen! Die öffentlichen Jnter-
eſſen greifen zuweilen hart in die Jntereſſenſphäre des
einzelnen ein das iſt gewiß bedauerlich, aber eine Not
wendigkeit hat ſich noch niemals durch menſchliches Leid und
Wehe beſeitigen laſſen!“

Heftig ſchüttelte Reiner den Kopf.
„Nein!“ ſagte er hart. „Was ruht, ſoll ruhen! Und

an die Ruheſtätte unſerer Väter ſoll niemand rühren
wir meinen, das ſei das mindeſte, was ſie nach ihrer
ſchweren Lebensarbeit verdient hätten!“

Und Pfarrer Mathias ergänzte ihn:
„Der Friedhof iſt im Glauben aller Völker die geweihte

Lärm des Tages ſchlafen ſollen! Wo findet der Menſch
noch einen Ruheplatz, wenn ihm auch dieſe Stätte nicht
mehr geſichert, nicht mehr umfriedet ſein ſoll? Hören Sie
meinen Rät, Herr Vokol: Sprechen Sie jenen Gedanken
niemals vor der Gemeinde aus, es würde einen Aufruhr
geben, den niemand dämpfen, und den ich nicht miß-
billigen könnte! Nehmen Sie einem Volke oder einem
Menſchen die Pietät gegen ſeine Toten, fo ſchlagen Sie ſein

fleiſch verſorgt werden können.

Lieferungsverträge verbleibenden Kartoffeln ſoll
wirten volle Bewegungs freiheit eingeräumt
Dieſe Verhandlungen bedürfen nur noch der Zuſtimmung
gruna die erhofft und erwartet wird. Der Reichsaus d R.eutſchen Landwirtſchaft hat ferner nach Ueberwindug
Schwierigkeiten einen Abſchluß auf Lieferu

Mais aus Holland getätigt. Die Lieferung iſt zu Sbereits im Gange. Dieſer Mais ſoll für Schwei ne ma Teil
wendung finden, damit vor allem die Großſtädte mit C de

von 1 Mille

Ve

Es wird angenommen da
großſtädtiſche Bevölkerung auf dieſe Weiſe für anderthaſh
wöchentlich pro Perſon 100 Gramm Schweinefleiſch erhalten Jahs
ſo daß, da aus den vorhandenen Rindviehbeſtänden dieſe n
verſtärkt werden kann, die Zwangsbewirtſchaftung des v
überhaupt entbehrlich wird. lesDie Abſtimmung wurde, da die Vorſchläge Röſickes demſtand verſehentlich zu ſpät eingereicht waren, auf Dienstag Vor
mittag vertagt. Als zweiter Redner ſprach dann Dr. Serrnd
Gerlin). Dr. Seedorf, wie fein Korreferent, Regierune
Stroebl Stuttgart), als Vertreter Süddeutſchlands n

eform Reine Entſchließung vor, in der die Verſammlung die R

Als letzter Referent in der Sitzung ſprach Juſtizrat Dr,
ländlichen Schulweſens als notwendig erachtet.

Mei,din ger (Berlin) über die Frage der Errichtung von Recht die
friedensämtern auf dem Lande, die nach ſeiner n Porahnun

im allgemeinen noch der Klärung bedürfe. Die Bedente W
ie gegen die Errichtung derartiger Aemter beſtünden, imdahin, daß für ſie eine umfaſſende Tätigkeit als Schiedegen,

infolge der in Ausſicht ſtehenden Errichtung von Landarhet
gerichten kein Raum mehr bleiben werde. Für die Erteilung
Rechtsauskünften ſei der Ausbau der beſtehenden gemeinn ützige
Rechtsauskunftsſtellen der Errichtung von Rechtsfriedenss u vernichi e e en u m enluß dieſes Refer vertagte ſi ie Ver enauf Mittwoch 10 Uhr vormittags. e ſammlut pro T

Die ſcharfe Abſage des preußiſchen Landwirt oderſchaftsminiſters an den deutſchen Landwirtſchaftsrat de t gebil
wir in unſerer geſtrigen Abendausgabe erwähnten, findet ihre terer
Erklärung in der Differenz, die zwiſchen Braun und Frhu Je ivon Schorlemer-Lieſer zu der Zeit entſtand, als r die ihn
von Schorlemer noch Vorſitzender der Forſchungsgeſellſchaft für drückte e
Landwirtſchaft war. Landwirtſchaftsminiſter Braun hatie in
Februar d. J. der Forſchungsgeſellſchaft Die Zuwendung
Mitteln der Viehhandelsverbände mit der Begründung

weigert, daß die Forſchungsgeſellſchaft ihre Ziele nicht en
reicht habe, und daß für die Durchführung der Aufgaben, die ſie
ſich geſtellt habe das Landwirtſchaftsminiſterium ſelbſt in Vetratt
käme. Auf dieſe Abſage legten der Vorſitzende der Forſchunge.
geſellſchaft Frhr. von SchorlemerLieſer und der geſamte übrige
Vorſtand unter Mitteilung dieſes Sachverhalts an die Preſe eine Weile

ihre Aemter njeder. arſchen PaAuflöſung des braunſchweigiſchen Landtage gegen
Braunſchweig, 21. April. ret an der

Der braunſchweigiſche Juſtizminiſter Ha m pe hat vor einigen alle währe.
Wochen den Aufruf zur Gründung der braun. Mmente ans
ſchweigiſch-niederſächſiſchen Partei unterzeichnet von Herr
Wegen dieſer Stellungnahme des Miniſters brachten die Ungah. elpunkt di
hängigen und Mehrheitsſozialiſten ein Mißtrauensvotum gegen eiſter
ihn im Landtag ein. Jn der heutigen Sitzung des Landtages er n welche
klärte Juſtizminiſter Hampe, daß er ſein Amt als Landtag. ſah, ſi
abgeordneter und Juſtizminiſter niederlege. Dieſe Meldung ſt gen bot
bemerkenswert, da mit der Amtsniederlegung des Juſtizminiſtec dem
der einzige Vertreter der vechtsſtehenden en aus den tetes von
Braunſchweigiſchen Staatsminiſterium austritt. Der Landicg e Fahrwe
wurde aufgelöſt, Neuwahlen finden am 16. Mai ſtatt. x

i esEine Denkſchrift ham
über die Kriegsvorgeſchichte

Berlin, 21. April,
Am Donnerstag gelangt eine Denkſchrift des Parle-

mentariſchen Unterſuchungsausſchuſſes über die Vorge
ſchichte des Weltkrieges zur Ausgabe. Der Erſte Unter
ausſchuß des Parlamentariſchen Unterſuchungsausſchuſſez
hat eine Reihe der wichtigſten Perſönlichkeiten über die Vor
gänge bei Ausbruch des Krieges befragt, vor allem die
deutſchen Staatsmänner, die 1914 die Geſchicke des Reiches
leiteten.

Die Schnüffelei
Vom Zivilkommiſſar für den Regierungsbezirk Merſeburg

Abg. Krüger, wird uns mitgeteilt:
Jnfolge zutage tretender Unklarheiten und Mißverſtändniſe

ſei auf folgendes hingewieſen:
Der S 6 der Verordnung vom 22. März 1920 des Herrn

Oberpräſidenten und Militärbefehlshabers der Provinz Sachſen
iſt dahingehend auszulegen, daß nicht nur leitende Behörden,
ſondern auch Beamten-Organiſationen und Beamtenausſchüſſe
berufen ſind, Material und Beweiſe zu erfaſſen und dieſelben

Vorſ. W 1 t
Uhr und e
Ibg. Winckle
welcher de

g der G
hie Kommiſſ
loſſen, welche

z 6 Mitgli
h ſtatt von
ionsmitgliede

rt wiſſen.
en Ausſchuß

bz. Dr.
z: Der Vor
bung des
heit abgeleh

Abg. Berger
Landtag fr
nach Beliebe

des Ausſe

hart, ſehr hart, aber ſo iſt es zu allen Zeiten geweſen, ſeit
dem die Menſchen in Staaten und Gemeinden beieinander
wohnen, und ſo muß es ſein, wenn politiſche Gemeinſchaften

Gemüt mit Knüppeln tot und dürfen ſich nicht wundern
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an den Zivilkommiſſar direkt einſenden können.

wenn eines Tages eine gemüt und ſeelenloſe Beſtie ſich ſagen lie

gegen Sie emporrichtet!“ un drieeVokol ſah ernſt vor ſich nieder. ev hie
„Aber mein Gott, was ſoll ich machen?“ fragte er.

„Wehe tun will ich Jhnen nicht bei Gott nicht, denn Sie
erwähnten

Darauf geh

ſind mir wert und teuer geworden!“ Zur Spro
„Leiten Sie Jhre Bahn einen anderen Weg!“ rief der en die V

Pfarrer. in StadVokol ſann nach; keiner von uns ſtörte das Schweigen, e
das während einiger Minuten im Zimmer herrſchte. Er eder de
hatte ſein Haupt in die feine, ſchlanke, blaſſe Hand geſtütt, hie Stinnn
und man ſah ihm an, daß er in eine ſchwere Gedanken Metreffs W
arbeit verſunken war. Endlich hob er den Kopf und ſagte: Meende der

„Es beſteht die einzige Möglichkeit, die Bahn ober Pier beſchrä
halb des Friedhofes an der Berglehne entlang zu führen nur wird
Aber das iſt ſehr ſchwierig, weil dabei auf ganz kurzer e gewähl
Strecke eine bedeutende Steigung zu überwinden wäre und W W
weil dadurch wiederum eine große Menge verwickelter Ar
beiten und künſtlicher Bauten notwendig würde, die einen
großen Teil Poſten »und Ausgaben mehr verſchlingen
müßten, als für den hieſigen Bahnabſchnitt berechnet und
ausgeworfen ſind. Jch weiß aber nicht, wie ich dieſes Ab
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weichen vom Plane und vom Etat rechtfertigen ſolltel“ 3
„Rechtfertigen?“ rief Pfarrer Mathias. „Recht- I erſter 6

fertigen? Bedarf es denn einer beſonderen Rechtfertigung en und ma
wenn man menſchlich ſein will? Einer Rechtfertigung erhöht
wenn man an das Beſte nicht rühren mag, das den Menſchen J für

gegeben iſt?“ l rVokol ſtrich gedankenvoll ſeinen Schnurrbart. Wo Mk. me
„Jch verſtehe Sie vollſtändig Herr Pfarrer! Aber ich der Abhrecha

ſagte Jhnen ſchon: Die Notwendigkeit iſt hart, und hier ein 31 500
wird eine ſolche vom allgemeinen Jntereſſe gefordert, vor Etwas wi
dem das Privatintereſſe ſich beugen muß. Das iſt gewiß rungsbet
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i des Ausſchuſſes nicht umgeſtoßen wird.

jen die Wahl von Abgeordneten zum

32. Provinziallandtag der Provinz Sachſen
(Von unſerem nach Merſeburg entſandten Mitgliede der Redaktion.)

21. Tritet
te unfreundliches Wetter um diet De r Wege und auch drinnen im hohen

l wurde das Wetter immer ſchlechter. Lachte
ges Sonnenſchein den Berichten des Ausſchuſſes
heitere her Geſchäftsordnung und der Beratung der

gpläne, ſo wurde die herrſchende Atmo
e lauf der Sitzung immer geladener. Diesmal
e im der Geiſtlichkeit an, die vorläufig nur an den
Provinzialanſtalten von der äußerſten Linken

kommen überflüſſig gehalten wurde. Bei der nach
pollko Beratung über die Provinzialſteuern wird
en geordneten ſchwül geworden und er wird mit
n Gefühlen nach Hauſe gefahren ſein, um ſeinen
x die neue Erhöhung auf 50 Prozent zu verkünden.
am die Zeit der Dauerredner. Herr Kaſparek gab
gorahnung vom kommenden Weltkampf zum beſten,
die Nillionen auf ſeiten der kapitaliſtiſchen Regie

n jetzt rollen, beſſer geſagt „fliegen“. Und die
nhreit in bezug auf das Tumultſchädengeſetz auf

er Betroffenen mußte ſich auch eine ſcharfe Kritik
m laſſen. Sollte es doch Leute geben, welche ihre

vernichtet glaubten, wenn von ihrer Villa einmal
ne Mine etwas „Putz abgekratzt“ oder eine „Dach-
verbogen“ war. Dann entrollte er ein neues Bild:

irche in Benterode als „Naturdenkmal“. Es iſt kein-
oder Druckfehler, durchaus nicht! Herr Kaſparek

W oft gebildet zu ſprechen, wie überhaupt die Herren
r „flaren“ Politik. Er ſprach dann auch noch von

t die ihm nicht „an die Rockſchöße langen könnten“.
Norückte er ſich diesmal nicht deutlicher aus. Dann
da im Haushaltsplan ſo ein Poſten von 10 000 Mark

Verſicherung der Einwohnerwehr herum, der auf
en beinahe hätte ich geſagt wie ein rotes Tuch
h wenn der Vergleich nicht ſo unzeitgemäß wäre und

auch Herrn Peters Stoff genug gab, ſeine lang-
inten Ausſührungen zur Freude des Hauſes, welches
enigſtens ohne etwas zu verſäumen, den Sitzungsſaal
eine Weile verlaſſen konnte, wieder einmal an den

n zu bringen. Der Parteiſekretär der Halliſchen Demo
en Partei, Herr Dornblüth, wedelte darauf der

gegenüber mächtig mit der Friedenspalme, aus-
net an den Tagen, wo die Wahrheit über die Ereigniſſe
lle während des letzten Putſches auf Grund amtlicher
mente ans Tageslicht kommt. So war auch der Ein
von Herrn Dornblüths Weisheit nur gering. Jm
elpunkt dieſes Teiles der Debatte ſtand Herr Ober
ermeiſter Dr. Rive, unerſchütterlich trotz des Gezänkes
n, welches derartige Formen annahm, daß er ſich ge
gen ſah, ſich erneut als weiland Oberbürgermeiſter von

dem hohen Hauſe vorzuſtellen, trotz des heftigen
eſtes von links. Die Ausſprache war ins ſchönſte per
he Fahrwaſſer gekommen und wurde wohl für beide
unerquicklich. Doch erſt als die Uhr 5 ſchlug, entſann
ſich des eigentlichen Zweckes der Verſammlung und

e beſchämt zur Tagesordnung zurück.
2

Merſeburg, 21. April.
orſ. Wittmaak- Magdeburg eröffnet die Sitzung um
Uhr und erteilt ſogleich
Ig. Winckler das Wort zu dem erſten Punkt der Tagesord-
welcher den Bericht des Ausſchuſſes zur Prü-

g der Geſchäftsordnung enthält. Die z ein
de Kommiſſion hat die Einführung des Begriffs Fraktion
oſſen, welche als ſolche anzuſehen iſt, wenn eine Partei min-
ne 6 Mitglieder umfaßt. Anträge müſſen alſo von jetzt ab
ſtatt von 10 Mitgliedern unterzeichnet werden. Die Kom
nsmitglieder der U. S. P. wollen die „kurze Anfrage“ ein
irt wiſſen. Ferner wird der Satz: Landtagsabgeordnete
en Ausſchußſitzungen beiwohnen, der Geſchäftsordnung bei-

bg. Dr. Klemm-Mühlhauſen beantragt Streichung des
z: Der Vorſitzende und ſein Stellvertreter wechſeln in der
bung des Vorſitzes. Die Streichung wird mit Stimmen-
heit abgelehnt.
Abg. Bergemann weiſt darauf hin, daß es jedem neuen
Landtag freiſteht, ſeine Geſchäftsordnung ſelbſt feſtzuſetzen
nach Belieben abzuändern. Er tritt daſür ein, daß der Ent-

Die Erfahrung
hewieſen, daß vorliegende Geſchäftsordnung einen reibungs-

Sitzungsgang gewährleiſtet hat.
Eine auch ſprachlich gute Ausarbeitung des Abg. Dr. Lan
hagen liegt vor, welche durch eine Kommiſſion von je
m Mitgliede der einzelnen Fraktionen geprüft werden ſoll.
Vahl dieſes Ausſchuſſes wird genehmigt.
Schließlich findet die vorgeſchlagene Geſchäftsordnung mit
erwähnten Aenderungen Zuſtimmung des Landtages.
Darauf geht man zum zweiten Punkt der Tagesordnung
Zur Sprache kommt der Einſpruch der P.

Provinzial-Land
in Stadtkreiſe Aſchersleben. Es iſt von Seiten
drov.-Landtages der Vorſchlag gemacht worden, die Wahl für
zu erklären, nachdem genügende Nachprüfungen vorgenom-
worden ſind. Die Gültigkeitserklärung der Wahl erfolgt
die Stimmen der Unabhängigen.

betreffs Wahl des Rechnun rn iſt derzende der Meinung, daß man ſich auf die Wahl der Stell-

ter beſchränken kann, da es bei der Wahl des Ausſchuſſes
nur wird als Erſatzmann Abg. v. Helldorff als ordentliches

hied gewählt.

Darauf geht der Landtag zur Feſtſetzung der Beratung
Sonderhaushaltspläne über, die geſtern dem
altungsausſchuß überwieſen worden waren.
Ubg. Wentſcheck beantragt Streichung des Etats für
Geiſtliche n der Arbeits und Landarmenanſtalt in Groß-

desgl. der Blinden anſtalt in Halle und Barbhy,
er Antrag jedoch mit Stimmenmehrheit abgelehnt wird.

Bericht des Haushaltsausſchuſſes.
Als erſter berichtet Abg. Bergemann über die Aus
en und macht auf einige Aenderungen aufmerkſam. Schon
iel erhöht ſich von 6 661 916 Mk. auf 11 776 870 Mk., desgl.
t Etat für Landesheilanſtalten erhöht worden, desgleichen
ketrag für Verbeſſerung der Zuſtände der Provinzialſtraßen
631 Mk. Zur Förderung der Fiſcherei in der Provinz wur
Wo Mk. mehr angeſetzt als wie urſprünglich vorgeſehen war,
r Abrechnungsſchluß iſt wenig günſtig. Statt der er
en 31 500 000 Mk. betragen die Ausgaben über 44 Millio-
Etwas wird dagegen in Zukunft wegfallen, das ſind die

erungsbeträge der Einwohnerwehren, da dieſe der Ver-
enheit angehören.
g. Miller- Magdeburg berichtet über die Einnahme.
lezte Haushaltungsplan ſchloß mit einer Einnahme von

d Mk. der voxliegende mit dem Betrage von 3734 Mil
m. Der Betrag wurde reſtlos verbraucht in laufenden Aus
nd Deckung des Defigits vom Vorjahr her. Die dauern-

wart und Zukunft.

vermehrt. Das unerfreulichſte Kapitel iſt die Erhebung der
Steuern. Die beſtehenden 85 Prozent ſollten nach Möglichkeit
herabgeſetzt werden. Es mußte aber veranlaßt werden, daß dieſer

auf 5334 Prozent erhöht wurde. (Hört! hört! guf
der Linken.)

Folgende Reſolution an die Nationalverſammlung wurde von
Seiten des Redners verleſen:

Nach amtlicher Mitteilung aus dem Reichsfinanzminiſterium
wird der S 25 des preußiſchen Kreis- und Provinzialabgaben-
geſetzes vom 23. April 1906 durch das Landesſteuergeſetz des
Reiches vom 80. März 1920 nicht berührt. Nach dieſem F. 25
dienten als Maßſtab für die Verteilung der Provinzialſteuern das
Soll der Staatsſteuern, wie es in den Land und Stadtkreiſen
der Kreisbeſteuerung zugrunde zu legen iſt. Nach dem Haus
haltungsplan der Provinz Sachſen für das Rechnungsjahr 1920
iſt zur Deckung der Ausgaben eine Veranlagung von 50 Prozent
dieſer Staatsſteuern erforderlich. Die Gemeinden der Pro
vinz Sachſen ſehen ſich außerſtande, dieſen Zuſchlag von der
Einkommenſteuer zu erheben, da durch S 2 des Landesſteuer-

eſetzes vom 80. März 1920 den Gemeinden und Gemeindever-Landen die Erhebung von Zuſchlägen zu Reichsſteuern nur auf
Grund reichsgeſetzlicher Ermächtigung geſtattet iſt, welche nicht
vorliegt. Der Provinzial-Landtag der Provinz Sachſen iſt daher
entgegen der Auffaſſung des Reichsfinanzminiſteriums der Mei-
n daß der F 25 des preußiſchen Abgabengeſetzes vom
23. April 1916, ſoweit die Einkommenſteuer in Betracht kommt,
durch F 2 des Landesſteuergeſetzes aufgehoben iſt, und daß den
Provinzialverbänden ſo ein Ausgleich der Reichseinkommenſteuer
gemäß F 656 Abſ. 2 mit dem Landesſteuergeſetz geboten wird.

Zum Schluß kündigte er eine Ermäßigung des
Steuerſatzes ber Prozent an.

Abg. Beims Magdeburg ergreift das Wort zu längeren Aus
führungen, in welchen er etwa folgendes ſagte: Heute herrſcht
eine beſonders große Unſicherheit betreffs finanzieller Gegen-

Das Gefühlsleben des Volkes darf nicht un
berückſichtigt gelaſſen werden. Jn bezug auf die Verteilung der
Steuern hat der Reichsarbeitsminiſter eine Verordnung über das
Tragen der Koſten für die Kriegsbeſchädigten und Kriegshinter-
bliebenen erlaſſen, die den Selbſtverwaltungskörpern, wie die
Provinz einer iſt, zwangsweiſe Ausgaben auferlegt. Wohl ſollen
die Länder 35 der Reichseinkommenſteuer erhalten, aber wie
werden dieſe Gelder verteilt werden? Es liegt nahe, daß der
Landtag vorſchlägt, die Kommunen zu entlaſten und dem Reich
einen Teil der Koſten zu übertragen. Werden dieſe zu hoch, wird
man zu neuen Mitteln greifen, wird neue Steuern erfinden,
Hotelſteuern, Fremdenſteuer, Gewerbeeröffnungsſteuer uſw. Der
Erfolg mit dieſen iſt zweifelhaft. Die Luſtbarkeitsſteuer hat an
vielen Orten enttäuſcht. Er ſchließt mit der Bitte, politiſche Er
wägungen der dringenden Notwendigkeit, einen Ausweg zu
finden, unterzuordnen.

Abg. Kaſparek-Halle: Die Ausführungen des Herrn Vor
redners ſind im weſentlichen zu unterſtreichen. Der heutige Fi-
nanzjammer iſt derart in Erſcheinung getreten, daß man von
einem vollkommenen Zuſammenbruch reden kann. Arbeit unter
dem jetzigen Syſtem iſt ein ausſichtsloſes Unternehmen. Heute
ilt es n Maß der kapitaliſtiſchen Geſell-chaft, die neben Maſchinengewehren und Handgranaten noch

das Geld als wichtigſte Waffe beſitzt. Milliarden werden
„fliegen“ zu Agitationszwecken. Wir haben eins der größten
Verbrechen eben erlebt, den Kapp-Lüttwitz-Putſch. Der Redner
ſtimmt dem bei, daß die Strafe dafür ſo hoch wie möglich ſein
muß. Dagegen werden jetzt diejenigen beſtraft, welche die Re
publik gerettet haben mit der Waffe gegen die aufrühreriſchen
Militariſten. Nur dem entſchloſſenen Zugreifen der Arbeiter
und unteren Beamten hat es die Regierung zu danken, daß ſie
am Ruder blieb. Einſt war der Arbeiter durch die Diktatur des
Junkertums von jedem kleinen Amt ausgeſchloſſen.
begrüßen, daß der Landtag zum Ausdruck brächte, er ſei der An
ſicht, daß das Reich einen Teil der finanziellen Laſten über-
nimmt. Das ſcheint leider nicht der Fall zu ſein. An der Ge
ſchäftsordnung ſind nur die Fremdwörter herausgebracht worden,
ſt iſt alles beim Alten geblieben. Mit kleinem Stückwerk wird
as heutige Elend nicht behoben. Nur ein kühnes Experiment

kann Aenderung bringen: die Sozialiſierung. Die Ver-
hältniſſe in Lauchſtedt dürfen kein abſchreckendes Beiſpiel ſein.
Zum Tumultſchädengeſetz ſei geſagt: Was kann Halle dafür, daß
gerade in ſeinen Mauern die gemeingefährlichſten Verbrecher mit
allen möglichen Waffen kämpften und erheblichen Schaden verur-
ſachten! Die Kommune iſt dafür keinesfalls verantwortlich zu
machen. Politiſche Erwägungen ſind entgegen der Bitte des Herrn
Vorredners auch hier angebracht. Der Redner lehnt namens
ſeiner Fraktion den Etat ab, in welchem Sachen ent-
halten ſind wie der Betrag von 10 000 Mk. für Verſicherung der
Einwohnerwehren.

Abg. StrußGenthin: Ganz ſo ſchlimm, wie vom Vorredner
geſchildert, iſt die Lage nicht. Man muß ſich auf den Boden der
Tatſache ſtellen. Die Uebernahme des Defigzits aus dem Vor-
jahr iſt bedenklich. Man mag lieber nachträglich Zuſchläge zu den
Nachtragsſteuern erheben. Der Finanzminiſter wird ſeine Ge
nehmigung nicht verſagen.

Landeshauptmann v. Wilmowski teilt mit, daß der empfohlene
Weg bereits beſchritten worden iſt. Der Zuſchlag ſollte 10 Proz.
betragen. Der Weg kann aber nicht zu Ende gegangen werden,
da das Jahr,
muß, bereits abgelaufen iſt.

Anſchließend werden einigen kleineren Bittſchrif-
ten um Gewährung von Beihilfen an das Magdeburger Säug-
lingsheim, an das Sächſiſche Provinzialkomitee für Naturdenk-
malspflege, an das Prov.-Wohlfahrtsamt Sachſen, an die Land
gemeinde Benterode, an den Prov.-Verein für pſychopathiſche
Kinder, an den Provinzialkonſervator die Zuſtimmung erteilt,
desgl. der Erhöhung der Tagegelder auf 20 Mark für die Hilfs-
boten des Prov.-Landtages.

Die Einwohnerwehr hat es nun mal manchem ange
tan, deshalb ergriff nochmals

Abg. Wentſchek das Wort und hält irgendwelche Verpflich-
tung dieſen Mordbuben (Lebhafter Proteſt der Mehrheit) gegen-
über für nicht bindend.

Abg. Peters hält ſeine Partei unter lebhaften Zuſtimmun-
gen ſeiner Freunde für die beſſeren Demokraten und
verkündet nochmals unter ſtarker Unruhe im Haus, daß
ſeine Partei etwaiger Gewalt wieder Gewalt entgegenſetzen
wird. Die „Deutſchnationalen“ haben immer nach der Monarchie
geſtrebt und der Redner verfehlte nicht, dieſe Partei als An
ſtifter und Teilhaber des Putſches (Rufe: Unwahr!) zu kenn-
zeichnen. Die deutſchnationalen reaktionären Studenten“ vor
allem haben immer noch die Waffen in der Hand und ſind noch
Mitglieder der Bürgerwehr in Halle. Der dortige Oberbürger-
meiſter Dr. Rive widerlegte ſchon mit einigen kurzen Zwiſchen-
fragen die unſagchlichen Angriffe von Seiten des Redners gegen
ſeine Perſon.

Abg. Dr. Rive ſtellte ſich dem Landtag trotz lebhaftem
Widerſpruch von Links als noch im Amte befindlichen Ober
bürgermeiſter von Halle vor, den der Vorredner als ehemaligen
bezeichnete. Die ungeheuerliche Tatſache, daß er mit dem
aj Kapp verſchwägert ſei, durfte eigentlich genügen, um ihn
hinwegzufegen. Sonſtige Vorwürfe, warum z. B. „die Bürger
ſchaft“ nicht zum Handeln aufgefordert wurde oder das Militär
zurückgezogen, werden ebenfalls widerlegt. Zu einem Rücktritt
re immer eine Erklärung des Zurücktretenden, ein An
chreiben an den Litfaßſäulen durch den Aktionsausſchußz er
reichte auch ſeinen Zweck nicht. Das ſ nigſt eingeſetzte
Deanunziationzlomitee itet fi zerrs

Es wäre zu

Regierungspräſidenten iſt es zu einem Konflikt gekommen.
Arbeitsloſenſfürſorge iſt von zahlreichen Erwerbsloſen fortlaufend

ausgebeutet worden, indem ſie unwahre Angaben über ihre Ver-

mittags

ſchon alles Mögliche herbei und habe doch keinen Erflog (Ab
warten! bei der U. S. P.).

Abg. v. Helldorff erklärt, daß jeder gewaltſame
Verſuch einer Aenderung der Verfaſſung zuverdammen iſt. Den Schutz der jetzigen Regierung bilden
die Einwohnerwehren, was von den bewaffneten Ar
beiterbanden nicht gewußt werde. Die rechte Seite und die
bürgerlichen Parteien fühlen ſich frei von (Lebhafter
andauernder Beifall.)

Abg. Kaſparek-Halle fühlt ſich bewogen, zu verkünden, daß
er das eben vom Oberbürgermeiſter Geſagte ihm noch ankreiden
werde. Einige weitere unweſentliche Ausführungen über das
oſtelbiſche Eldorado werden zu oft durch die Zurufe „Schluß!“
unterbrochen, als daß die Ausführungen gehört und hier wieder
gegeben werden können. Aber man darf ja ahnen, was es ge
weſen ſein mag, er hat es ſicherlich ſchon mehr als einmal ge
ſagt. Der Schluß war der Verlaß auf ſeine geiſtigen Waffen
und auf die Ueberzeugung von ihrem Programm.

Abg. Dornblüth: Dr. Rive hatte den Schritt des Disziplinar
verfahrens gegen ſich ſelbſt auf Drängen der U. S. P. getan.
Aber das Mißtrauen gegen ihn iſt bis in die weiteſten Kreiſe
gedrungen. Nach Bekanntwerden des KappPutſches richteten
ſich aller Augen nach der Stelle, die moraliſch verpflichtet war,
in dieſer Stunde eine Erklärung abzugeben. Dieſe Erklärung
wäre die vornehmſte Aufgabe eines pflichtbewußten Mannes ge
weſen (Sehr richtigl! links). Er hatte kein Gefühl für die
Pflicht eines leitenden Beamten. Er entſchuldigte ſich damit,

er im Dienſte des Garniſonkommandos ſtand, welches
Panzerautos mit ſchwarzweißroten Farben durch die Stadt
ſchickte. Die Demokraten waren es, die die 40 000 Menſchen,
welche die Straßen füllten, in Ruhe und Beſonnenheit hielten.
Die Demokraten haben allen Grund, die treue Mitarbeit der
unabhängigen Führer bei der Schaffung von Ruhe und Ord-
nung anzuerkennen und zu ſchätzen. Die Einwohnerwehren müſſen
erhalten bleiben, von denen man nicht weiß, ob ſie nicht noch-
mal ſehr brauchbar ſein werden.

Abg. Böer Magdeburg: Rechts und links haben gegen die
herrſchende Verfaſſung geſtimmt. Nach Abwenden der Gefahr
von Rechts hätte die Linke die Gewalt in den Händen gehabt.
Sie (nach links) haben in Jhrer Preſſe vor dem Eintritt in die
Bürgerwehr gewarnt. Eine Einrichtung muß da ſein, die gegen
unlautere Elemente vorgeht. (Die bekämpfen wir auch! bei der
U. S. P.) Dann werden auch Sie (nach links) bereit ſein, ia dieſer
Hinſicht mit uns zu gehen.

Abg. Oberbürgermeiſter Dr. Rive: Nachdem ich mich mit den
Unabhängigen perſönlich auseinandergeſetzt habe, wird von
anderer Seite dieſe perſönliche Frage aufgenommen. Die Gelegen-
heit ſcheint manchem günſtig, das zu verteidigen, was ſie heute
nicht mehr verantworten können. Das Vorbringen dieſer gegen
mich gerichteten Angriffe iſt, wo Sie wiſſen, daß ich ſelbſt
gegen mich das Disziplinarverfahren angeſtrengt habe, zu
mindeſtens eine große Taktloſigkeit.

Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird abgelehnt.
Darauf beſteigt
Abg. Peters nochmals das Rednerpult, um in weſenloſer,

langatmiger Rede gegen Oberbürgermeiſter Dr. Rive Sturm zu
laufen. Bemerkenswert iſt der Satz: Wir ſtanden mit ganzem
Herzen innerlich bei denen, die vor den Toren Halles ſtanden,
um die Reaktion niederzuknüppeln.

Ein erneuter Antrag auf Schluß der Debatte
findet Annahme. Man erinnerte ſich, daß man eigentlich den
Haushaltungsplan beriet. Die Abſtimmung ergab Annahme
mit den vorerwähnten Abänderungen. Der Reſt der Tages-
ordnung wird vertagt.

Schluß der Sitzung 5 Uhr nachmittags.

Provinz Sache
Arbeitsloſenkontrolle in Magdeburg

Magdeburg, 21. April.
Zwiſchen dem Magdeburger Magiſtrat und dem Magdeburger

Die

mögensverhältniſſe machten oder indem ſie verſchwiegen, daß ſie
ſich lohnenden Verdienſt durch ſogenannte Schwarzarbeit er
ſchafften. Dies veranlaßte das ſtädtiſche Arbeitsamt auf An

regung des Regierungspräſidenten, eine Verfügung zu erlaſſen,
wonach die Erwerbsloſen außer vormittags auch nach-

zur Abſtempelung ihres Ausweiſes er-
ſcheinen mußten. Daraufhin veranſtalteten die Erwerbsloſen
einen Demonſtrationszug zum Regierungspräſidenten und ver-
langten, daß die Nachmittagskontrolle wieder aufgehoben werde.

Der Regierungspräſident gab dieſem Drucke ſofort nach und ver
ordnete den Fortfall der Nachmittagskontrolle. Der Magiſtrat hat
nunmehr in einer außerordentlichen Sitzung beſchloſſen, die

letzte Verfügung des Regierungspräſidenten nicht anzuerkennen,
die h ſofort durchzuführen und ſich beſchwerdeführend an die Aufſichtsbehörde zu wenden.

ü. Nietleben, 20. April. (Jn den Elternrat) wurden
d lag bewilli d 38 Bürgerliche und 11 Unabhängige gewählt. Von den WahlV ren der Zuſc,ag igtgt werden berecegten haben nur etwa 25 Prozent gewählt. Die Regie-

rung hat auf Antrag des Schulvorſtandes die Einrichtung einer
Förderklaſſe für Zurückgebliebene genehmigt. Zunächſt kommen
die Klaſſen 7 bis 4 in Frage. Für einen erkrankten Lehrer
trat vertretungsweiſe Schulamtsbewerber Heſſelbarth Halle in
den Lehrkörper ein.

1. Nienburg (Saale), 21. April. (Sozial demokratiſche
Einwohnerwehr.) Der Gemeinderat hatte vor einigen
Wochen den Beſchluß gefaßt, daß der Einwohnerwehr nur
angehören dürfe, wer zugleich Mitglied einer der beiden ſozial-
demokratiſchen Parteien iſt. Dieſe Beſtimmung hat natürlich
in der Bürgerſchaft großes Aergernis erregt. Jn einer neuen
Sitzung hat ſich der Gemeinderat nun auf Antrag des Vor
ſtandes der Einwohnerwehr entſchloſſen, ſeine urſprüngliche Be-
timmung dahin abzuändern, daß alle freigewerkſchaftlich orga-

niſierten Arbeiter Mitglieder der Einwohnerwehr werden
können. Damit iſt alſo nur formell, nicht aber in der Tat eine
Aenderung herbeigeführt worden. Die von den demokratiſchen
Stadtverordneten aufgeſtellte Forderung, daß auch die Bürge
ſchaft zur Wehr zugelaſſen werden müſſe, wurde von der ſozjial-
demokratiſchen Mehrheit abgelehnt. Es handelt ſich alſo in
Wirklichkeit nicht um eine Einwohnerwehr, ſondern um eine
ſozialdemokratiſche Arbeiterwehr.

Bitterfeld, 21. April. Größere Unterſchla
gungen) ſollen auf hieſigem Bahnhof entdeckt worden ſein, die
zur Verhaftung des Bahnmeiſters Goldſtein führten. Ob dieſe
Affäre noch weitere Kreiſe zieht, wird die eingeleitete Unter
ſuchung ergeben.

Torgau, 20. April. (Schwurgericht.) Die fechſte vonLandgerichtsrat Dr. Truppner de eitete Verhandlung rick

ſich gegen den Bahnarbeiter Otto La mm aus Döbrichau wegen
Mordes. Der Angeklagte iſt beſchuldigt, in der Nacht zum W. Sep,
tember 1919 in Döbrichau ſeine Verlobte, die underehelichte Anng
Jage, ermordet zu haben. Die Geſchworenen befſgahten die
Schuldfrage in vollem Umfange. Der Staatsanwalt beantragite
wegen Totſchlags 12 Jahre Zuchthaus, Verluſt der Threnrech
auf 10 Jahres und ſofortigs Verhaftung Des Sewicht a

re

s Jahre Zuchthaus, Verluft der ren echte rſche u et
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Halle, 22. April.
Semper idem

Hke Wahrheit über die Greigniſſe in Halleund Mitteldeutſchland
Wie große Ereigniſſe ihre Schatten oftmals vorauszuwerfen

pflegen, ſo hinterlaſſen ſie hinwider auch vielfach Schatten, und
zwar leider nicht ſelten recht dunkle, unfreundliche Schatten. Ein
ſolcher dunkler Schatten heftete ſich mit hartnäckiger Bosheit an
den nach Mißlingen des KappPutſches in ſtrahlender Schöne
aufgehenden Glücksſtern des Abg. Dr. Schreiber. Ueber ihn, den
allmächtigen Zivilkommiſſar der Stadt Halle, den wahren Demo
kraten, den man ſogar ſeitens der U. S. P. freilich nur, ſolange
man ihn brauchte eines wohlwollenden Blickes würdigte, wur
den ob ſeiner Fähigkeit und Tätigkeit als Zivilkommiſſar
Zweifel laut. Die ſich mählich mehr und mehr verdichtenden
Gerüchte mußten ſchließlich auch an das Ohr eines Dr. Schreiber
dringen. Und alsbald konnte der Bürger der Stadt Halle an
allen Plakatſäulen in dicken Lettern eine Rechtfertigung
Dr. Schreibers über ſeine Tätigkeit als Zivilkommiſſar leſen,
konnte er ihn in höchſteigener Perſon in öffentlicher Verſamm-
lung über dieſes Thema reden hören. Und abermals über ein
Kleines die dunklen Schatten wollten trotz aller Aufklärung
ſich noch immer nicht klären erſchien eine Broſchüre
Dr. Schreibers, betitelt: „Die Revolution in Halle, meine Tätigkeit
als Zivilkommiſſar“. Es half aber alles nichts: in den
Köpfen vieler Hallenſer ſpukten noch immer jene eigen und
böswilligen Schattengeiſter, in ihren Ohren klang nicht das
Lied vom braven Mann, wohl aber das Wort „qui s'excuse,
s'accuse“ und das bedeutet die Peripethie im Drama des
Halleſchen Zivilkommiſſars vor wenigen Tagen erſchien eine
Broſchüre

„die Wahrheit über die Ereigniſſe in Halle und
Mitteldeutſchland“.

Der Verfaſſer der Schrift, der unter dem Pſeudonym semper
dem ſchreibt, gibt auf Grund amtlicher Dokumente eine ſachliche,
erſchöpfende Darſtellung der Ereigniſſe, die ſich vom 13. bis
26. März in Halle abgeſpielt haben, und unterzieht vor allem
auch die Tätigkeit des Zivilkommiſſars Dr. Schreiber und deren
Folgen für die geſamte Bevölkerung einer eingehenden, durchaus
abjektiven Kritik, und zwar in Anlehnung an die oben genannte
Broſchüre Dr. Schreibers, in der zu manchen äußerſt wichtigen
Vorkommniſſen jener Tage nur von parteipolitiſchem Standpunkte
aus oder auch gar nicht Stellung genommen wird. So weiſt u. a.
der Verfaſſer einwandfrei nach, daß bereits durch die Verſamm-
lung der Halleſchen Demokraten am 14. März auf der Würfel-
wieſe, die von Dr. Schreiber geleitet wurde, in der Bürgerſchaft
eine Mißſtimmung gegen das Militär erzeugt wurde. Ein eigen
tümliches Licht auf Dr. Schreiber wirft auch die Unterredung, die
dieſer am 17. März er war damals noch nicht Zivilkommiſſar!
unter vier Augen mit Major Geiſeler hatte und die
die gewaltſame Entſetzung des damaligen Garniſonälteſten,
Oberſten Czettritz, bezweckte. Bezeichnend iſt, daß Dr. Schreiber
in ſeiner Schrift dieſer Unterredung mit keiner Silbe Er
wähnung tut. Daß der Zivilkommiſſar alsdann bei Bildung der
ſog. Achterkommiſſion die beiden nationalen Parteien ausſchloß,
daß er den kämpfenden Arbeitern in ſichtlicher Verkennung der
großen Gefchr, in der Halle damals ſchiwebte, immer wieder Zu
geſtändniſſe machte, ſo daß die Maßnahmen des Garniſon
kommandos, das bis zum 18. Herr der Lage geweſen war, geradezu
unwirkſam gemacht wurden, wird manchem Hallenſer, der bisher
noch in Zweifeln über die Tätigkeit des Zivilkommiſſars befangen
war, die Augen öföffnen. Und damit hat die Schrift das
erreicht, was Herrn Dr. Schreiber und ſeinen Freunden vislang
trotz aller Schreib- und Redekunſt nicht gelungen war: Wahrheit
und Klarheit zu ſchaffen über die Märzereigniſſe in Halle und
Mitteldeutſchland.

Der Broſchüre, die in ſämmtlichen Buchhandlungen zum Preiſe
von 1 Mark erhältlich iſt, iſt eine Zuſamw tellung der Greuel-
taten ſowie eine kurze Schilderung der Orga. otion der Roten

Armee beige ſeben. t
Halleſche Bauprofekte

Der Bürgerverein Süd und Weſt hielt am Montag
im Bäckerinnungshauſe eine Mitgliederver ſammlung ab. Die
Verhandlungen erſtreckten ſich ausſchließlich auf das Bezirks-
ebiet. Zuerſt erläuterte der Vorſitzende an der Hand einerFeichaung das Projekt zur Herſtellung eines Verbindung s-

weges zwiſchen Rabeninſel und Pulverweiden.
Gr wies darauf hin, daß die Ausführung ſeinerzeit bereits in
Angriff genommen ſei; die Befürchtung, daß ſich die Fertig
ſtellung auf längere Zeit verzögern könnte, ſei erfreulicherweiſe
grundlos, wie Erkundigungen an maßgebender Stelle ergeben
hätten. Eine gewiſſe Schwierigkeit beſtehe darin, daß ein Stück
des Geländes an der Saale entlang, das für den Weg benötigt
werde, dem Domänenfiskus gehöre; dieſes müſſe erſt von der
Stadt erworben werden. Verhandlungen ſeien eingeleitet und
würden hoffentlich zu einem günſtigen Ergebnis führen. An
eine Ueberbrückung der Saalearme, wie ſie das Projekt vorſehe,
ſei augenblicklich natürlich aus finanziellen Gründen nicht zu
denken; es genüge, wenn vorläufig durch Laufſtege Uebergangs-
möglichkeiten geſchaffen würden. Der Vortragende konnte noch
mitteilen, daß eine Erweiterung des Projektes in Ausſicht ge-
nommen ſei; es ſolle der Promenadenweg am linken Ufer der
wilden Saale bis zur Zwölfbogenbrücke weitergeführt werden,
wodurch ein Anſchluß an den Lettiner Weg erreicht werde. Für
die Bewohner des Südens würde das eine direkte Verbindung
zwiſchen der Stadt und der Heide bedeuten, was gewiß freudig
zu begrüßen ſei. Jn der Beſprechung wurde unter Anführung
verſchiedener Gründe gefordert, daß das Projekt möglichſt ſchnell
zur Ausführung komme; man ſei es dem vernachläſſigten Süden

ldig. Als Notübergänge über die Saale ſeien leichte Eiſen
nſtruktionen oder Holzſtege zu empfehlen. Es wurde beſchloſſen,

ſich mit anderen Vereinen zwecks Förderung des Projekts in Ver
bindung zu ſehen; nötigenfalls ſolle eine Eingabe an die ftädti-
ſehen Behörden gerichtet werden.

Jm Anſchluß hieran wurde die Frage behandelt, ob es nicht
ckmäßig ſei, das Florabad wieder in Betrieb zu

tzen. Es wurde angeführt, daß dieſes Bad ſeinerzeit die ſchönſte
aller Halleſchen Badeanſtalten geweſen ſei; der Schaden, den die
Beſeitigung des Bades für die Volksgeſundheit mit ſich bringe,werde urd die Einrichtung des Kindergartens nicht aufgewogen.

Das Jungdeutſchlandbad, das ſich oberhalb des früheren Flora-
vades als Familienbad aufgetan habe, könne keinen Erſatz bieten;
der Betrieb ſei in moraliſcher Beziehung nicht einwandfrei. Wie
verlaute, habe der Unternehmer desſelben die Abſicht, die Anſtalt
vedeutend zu erweitern; vielleicht dürfte es ſich da für die Stadt
ampfehlan, falls ſie zur Neuerrichtung des Florabades geneigt

i, mit dem Pächter des Familienbades zwecks Ueberlaſſung desh in Verbindung zu ſetzen. Ein Teil des Floragartens könne

giterhin als Spielplatz dienen, der andere dürfte wieder zu
Wirtſchaftsg wecken verwendet werden. Ueber die finanziellen
und techniſchen r keiten, die ſich bei Neuerrichtung des
e e wen ſich Rarz trotdem ſei die Er

rrtung wunſchenswerk. Werrer wurde varauy Rugewreſen, daßinſolge Einſtellung der Gaſtwirtſchaftsbetriebe auf den Pulver-

weiden keine Erfriſchungsgelegenheit für Spaziergänger mehr
vorhanden ſei; dieſem Uebelſtande müſſe abgeholfen werden; eine
Trinkhalle dürfte vorläufig genügen. Zum Schluß wurde noch
über allerlei Mißſtände im Vereinsgebiet geklagt. So beklagten
ſich mehrere Geſchäftsinhaber über „zu wenig Polizei“ im Süd-
viertel; die Unſicherheit nehme von Tag zu Tag überhand. Ferner
wurde bedauert, daß der Spielplatz Ecke Böllberger Weg-
Glauchaer Straße andauernd von halbwüchſigen Burſchen zum

ußballſpiel benutzt werde, wodurch der Platz ſeinem eigentlichen
wecke entzogen würde. Endlich wurde der Karuſſellbetrieb au

einem unbebauten Grundſtück in der Langeſtraße, der bis na
10 Uhr andauere, als äußerſt läſtig und ſtörend empfunden.

l SCIIÜA m

Die Märzereigniſſe und die chriſtlichen Gewerkſchaften be
handelte am Dienstag abend in einer Verſammlung des chriſtlichen Gewerkſchaftskartells Gewerkſchaftsſekretär Richter in

ausführlicher Weiſe. Redner erörterte die Märzereigniſſe im
ganzen Reiche im großen und ganzen, die mit aller Deutlichkeit
gezeigt haben, daß Kräfte am Werke ſeien, die nicht danach fragen,
was aus dem geſamten Staatsleben wird, die ohne jedes Ver-
antwortungsgefühl nur ihre Sonderintereſſen vertreten. Die Zeit
nach der Revolution hat weiten Kreiſen der Arbeiterſchaft und den
herrſchenden Kreiſen gezeigt, daß ohne gemeinſames Verant-
wortungsgefühl es nicht möglich iſt, das ganze Wirtſchaftsleben
zu heben und in geſunde Bahnen zu lenken. Die Vergangenheit
hat ferner gezeigt, daß man mit reinen Machtmitteln nicht das
erreichen kann, was uns dringend not tut. Den chriſtlichen Ge
werkſchafen liegt nun die Aufgabe ob, von innen heraus etwas
Neues zu ſchaffen, insbeſondere den Geiſt des Verantwortungs-
gefühls in die ſchaffenden Maſſen hineinzutragen und zu ſtärken.
Die Maſſen ſind durch die ſozialdemokratiſchen Parteien bitter ge-
täuſcht worden, ihre Jdeale haben ſtark Schiffbruch gelitten, es
gilt nun, in dieſen Kreiſen dahin zu wirken, ſie für die chriſt
lichen Gewerkſchaften zu gewinnen, denn nur durch ein Aufwärts
ſteigen der chriſtlichen Gewerkſchaften kann das ganze Wirtſchafts
leben wieder geſunden. Es muß deshalb mit Tatkraft und Feſtig-
keit an der Stärkung der chriſtlichen Gewerkſchaften gearbeitet
werden, die Jugend iſt mit allem Nachdruck für die chriſtliche
Arbeiterbewegung zu gewinnen. Um nun auch in Halle und der
Umgebung den chriſtlichen Gewerkſchaftsgedanken weiter zu ver-
tiefen, iſt hier ein Gewerkſchaftsſekretär ſtationiert worden.
Redner ſchloß ſeine Ausführungen mit dem Wunſche, daß alle
mit ihm zuſammen arbeiten möchten, um auch im roten Halle

vorwärts zu kommen. Die Gewerkſchaftsſekretäre Kollet und
Schwänzl ergänzten im weſentlichen die Ausführungen des
Redners. Die chriſtliche Arbeiter- und Angeſtelltenſchaft im
ganzen Deutſchen Reiche wird am 1. oder 2. Mai öffentliche Kund
gebungen veranſtalten. Dieſe Veranſtaltungen ſollen nicht etwa
eine Verherrlichung des Weltfeiertags ſein, ſondern ſollen eine
Kundgebung ſein für die Jdeagle der chriſtlichen Gewerkſchafts
bewegung. Um eine engere Arbeits gemeinſchaft mit allen auf
dem Boden der hriſtlichen Gewerkſchaften ſtehenden Angeſtellten
und Arbeiterorganiſationen hier am Orte herbeizuführen, ſoll der
Vorſtand die hierzu erforderlichen Schritte unternehmen. Karten
für die Volksvorſtellung im Stadttheater ſind beim Kaufmann
Karl Eckert, Beeſener Straße 63, zu haben.

Die Gründe für die Ausdehnung der Verſicherungspflicht.
Vom Arbeitsminiſterium wird uns mitgeteilt: Die Verordnung
über Heraufſetzung des Grundlohnes und Ausdehnung der Ver
ſicherungspflicht in der Krankenverſicherung vom 1. April 1920
(Reichsgeſetzblatt Seite 433) iſt auf Grund des Geſetzes über
eine vereinfachte Form der Geſetzgebung für die der
Uebergangs wirtſchaft vom 17. April 1919 (Reichsgeſetzblart

rats und des für ſolche Zwecke von der Nationalverſatnmlung ge
wählten Ausſchuſſes erlaſſen worden. Dieſer Weg mußte der
Dringlichkeit der Sache wegen beſchritten werden. Bei dem
Sinken des Geldwertes und dem Steigen aller Preiſe waren die
bisherigen Grenzen für Grundlohn und Verſicherungspflicht un
haltbar geworden. Namentlich konnten die erkrankten Verſicherten
mit den bisherigen Barleiſtungen der Krankenkaſſe durchaus nicht
mehr auskommen. Die Reichsregierung und der Reichsrat wollten
die Höchſigrenze des Grundlohnes nur auf 15——20 Mark, die für
die Verſicherungspflicht maßgebende Höchſtarenze nur auf 12 000
Mark heraufſetzen. Hiermit haben ſich die zur Sache gehörten
Vertreter der Krankenkaſſenhauptverbände einverſtanden erklärt.
Auch die großen ärztlichen Organiſationen ſind vorher benach
richtigt worden. Erſt der Ausſchuß der Nationalverſammlung hat
trotz der ſehr nachdrücklich vorgetragenen Bedenken der Ver
treter der Reichsregierung eine Höchſtagrenze für den Grundlohn
überhaupt beſeitigt und die Geſamtverdienſtgrenzge auf 20 000
Mark heraufgeſetzt. Der Reichsrat konnte dieſem Beſchluß ſeine
Zuſtimmung nicht wohl verſagen, da die dann eingetretene Ver
ſchleppung der Grundlohnerhöhung zu den ſchwerſten Mißſtänden
geführt haben würde. Jndeſſen kann die Nationalverſammlung
nach S 1 Abſ. 2 des bezeichneten Geſetzes vom 17. April 1910 die
Aufhebung oder Aenderung der Verordnung beſchließen.

Strafkammer. Ein Handlungsgehilfe war 1914 bis 1918
im Kriege geweſen und in Gefangenſchaft geraten. Als er am
1. Oktober vorigen Jahres zurückkam, erhielt er nur eine Aus
hilfsſtelle, dann Anfang Januar 1920 eine andere auf 2 bis
3 Wochen. Da es ihm nicht gelungen war, eine feſte Stelle zu
bekommen, ſo verſchaffte er ſich kurz vor ſeinem Abgange ein
Scheckformular des Arbeitgebers, füllte es über 2000 M. aus
und fälſchte die Unterſchrift. Er ſchrieb aber nur den Namen
des einen Direktors unter das Papier, während zwei Unter
ſchriften zur Gültigkeit nötig geweſen wären, und die Gewerbe
bank, bei der er den gefälſchten Scheck vorlegte, honorierte ihn
deshalb auch nicht, es blieb alſo bei einem verſuchten Be-
truge. Da er als Stellenloſer ſeinen Verwandten hätte zur
Laſt fallen müſſen, weil er zudem noch Schulden gemacht hatte,
da er mit ſeinem Tageslohn von 9 M. nicht ausgekommen war,
ſo entnahm er in einem unbewachten Augenblicke dem Geld-
ſchranke 25 Scheine zu je 20 M. Er hatte ſich nun wegen
ſchwerer Urkundenfälſchung in Tateinheit mit verſuchtem Be
truge und wegen Diebſtahls vor der Strafkammer zu verant
worten, die ihn unter Zubilligung mildernder Umſtände zu einer
Gefängnisſtrafe von 7 Monaten verurteilte, aber die Unter
ſuchungshaft ſeit 27. Januar in Anrechnung brachte. Seine
milde Beſtrafung hatte er mit dem Umſtande zu verdanken, daß
er noch unbeſtraft und auch geſtändig war.

Lieder zur Laute. Am 23. April abends um 8 Uhr ver-
anſtaltet die Ortsgruppe des Deutſchnationalen Hand
lungsgehilfen- Verbandes im „Hofjäger“, Linden-
ſtraße, einen Vortragsabend „Lieder zur Laute“. Paul
Greitz ſch, der bereits weiteren Kreiſen bekannt gewordene und
vielſeitig geſchätzte Sänger zur Laute, wird in einer Reihe von
Liedern Gaben der Geſangskunſt und ſeines Kompoſitionstalents
geben.

Ein ſchweres Grubenunglück, bei dem 10 Perſonen
verletzt wurden, ereignete ſich vorgeſtern auf der Grube
Alwiner-Verein bei Bruckdorf infolge Exploſion von Kohlen
ſtaubgaſen. Ueber die Entſtehung der Exploſion war bis zur
Stunde noch nichts Näheres zu erfahren.

Familien- Nachrichten
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Wagengeſtellung in den Stein und Braunkohlenbez;
der erſten Märzhälfte 1920. Nach einer amtlichen gen
wurden in der erſten Märghälfte im Ruhrbezirt h
Wagen geſtellt gegen 225 788 i. V. und 365 808 in hl
gegen 1919 eine Zunghme und 24,1 Proz., gegen 1914 d
Abnahme um 23,4 Proz. bedeutet. Die durchſchnitte e
dung für den Vorktag wachte 20 782 Stüc ans gegen

V. und 29 002 1014. In Oberſchleſien, wurde
1.-15. März 98 442 Wagen geſtellt gegen 67 850 i. V um
in 1914. Das bedeutet gegen 1919 eine Zunghme von So n

gegen 1914 eine Abnahme von 32,2 Proz. J
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Erhöhung der Elbe?rachten. Mit Gültigkeit vom

ſind die Frachten auf der Elbe weiter erhöht worden, und
auf der Mittelelbe um 47--59 Pfg. und auf ber o
el be um 25—-49 Pfg. per 100 Kilogramm.

Bremer Vulkan, Schiffs- und Maſchinenfabrik. Divig—
vorſchlag 15 (i. Vorj. 12) Prozent. We
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Elektrolytkupfer (Notierung d. Ver. dt. Elektr v2861 Mark. f. dt. Elekt. 34
Berliner Börſenberichte

Börſenſtimmungsbild. Die in der letzten Zeit einKursrückgänge haben vielfach die als Sicherheit getr
„lationskredite hinterlegten Depots erſchöpft, ſo daß Glattje
gen dieſer Engagements erfolgt ſind. Den erzwungenen
ſationen ſchloſſen ſich auch freiwillig ängſtliche Spekulanten
und dadurch wurde ein empfindliches Nachgeben der Kurſ
aller Spekulationspapiere bewirkt. Die Rückgänge roh
ſich aber in voller Ruhe, und Aufnahme zeigte ſich erſt bei
Teil beträchtlich niedrigeren Rotigen. Von Monte
vüßten die Kurſe 10—20, vereinzelt darüber ein, von de
papieren bis 25 Proz., von Farbaktien 14--20 Proz. un
Elektrizitätsaktien bis 8 Prog., bei Deutſch Ueberſee ſogar
bei Felten Guilleaume 40. Schiffahrtsaktien waren e
widerſtandsfähiger. Dagegen lagen Petroleum und Kahl
wie Kolonialwerte gleichfalls matt,
Otavi.
ſtill und behauptet, Mexikaner dagegen ſcharf rückgängig.
Schwankungen vermochten die Kurſe vereinzelt ſich ſpäter
zu erholen. Jm allgemeinen ſenkte ſich
langſam weiter.

aber der Kursſtg

Hafernotierungen:
Berlin, 21. April. Jnländiſcher Hafer, für 1000 ke in

Wortpe Aben bin deſgtionen? e 3240 r
b dung a adeſtationen 3440--3410. iab Schleſien 3480. Tendenz: abgeſchwächt. m einen

Deviſen-Notierungen:

Geld Brnrief
Amſterd. Rotterd. 2237,75 2242,25
Brüſſel-Antwerp. 399,60 400.40
Chriſtiania 1213,75 1216,25
Kopenhagen 1049 1151,
Stockholm 1333,50 1336,50
Helſingfors 344,55 345,5
Italien 269,70 270,30 Prag
London 239,25 239,75 l Budapeſt 2772
Im freien Verkehr worden nicht amtlich ermitte
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